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Die Helden von gestern
E ine Gesellschaft kann man auch daran messen, wie sie mit ih-

ren Stars von gestern umgeht. Kaum hat man sich von der
Nachricht erholt, dass Alf einfach zum Ertrinken in einen deut-
schen See geworfen wurde (die deutschen Behörden bargen eine
lebensgroße Alf-Plüschpuppe), folgt die nächste schockierende
Nachricht. Man hat in dieser schnöden Welt keine Verwendung
mehr für die Diddl-Maus. Die Firma, die die Rechte an dem Tier
hält, will diese wegen sinkender Umsätze nicht mehr länger nutzen.

Was kommt als Nächstes? Lässt man zu, dass der Pumuckl sich
einfach in Luft auflöst? Stellt man Woody Woodpecker einen Baum
auf? Bewirft man Calimero mit Eiern (wodurch bei ihm ein schaler
Nachgeschmack bliebe)? Fakt ist: Immer mehr Stars von gestern
müssen sich einen neuen Job suchen. Der Pink Panther etwa heuerte
sogar in der Politik bei den Neos an, bekam aber wegen des enttäu-
schenden Ergebnisses bei der EU-Wahl dann doch kein Mandat.

Indes öffnete die Diddl-Maus das Kuvert, das sie in ihrem Brief-
kasten gefunden hatte. Es war von der PVA. Das Pensionskonto war
mager gefüllt, wie der Brief verriet. „Was soll ich als Star, den nie-
mand mehr will, nur tun?“, fragte die Maus. Verzweifelt schaltete sie
das TV-Gerät ein. Es lief Fußball. „Das ist es!“, schrie Diddl erfreut –
und bewarb sich beim WM-Studio des ORF um einen Auftritt. (aich)
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„Fronleichnam-Events“
und „Sommer Sale“
„Gut, wenn das Ministerium den
Reichtum der Sprache predigt“,
„Quergeschrieben“ von Rudolf
Taschner, 12. 6.
Herr Taschner hat recht, wenn er
schreibt, dass Ausdrücke aus frem-
den Sprachen die deutsche berei-
chern. Das gilt nicht nur für Para-
deiser, Ribisel oder Palatschinken.
Im Deutschen fest verankert sind
seit Jahrhunderten viele griechi-
sche und lateinische Worte. Aber
heute gilt es als „cool“, viele anglo-
amerikanische Ausdrücke nicht
nur in der Computersprache zu
verwenden, dazu einige Beispiele:

Eine Waldviertler Möbelspedi-
tion ist „Furniture Logistics“, in
vielen Dörfern des Mostviertels gibt

es „X-mas Events“ oder jetzt aktuell
„Fronleichnam-Events“, Winter
Sale und Summer oder noch besser
Sommer Sale. Meist wird alles
falsch ausgesprochen, kein Wunder
bei zehn Prozent Analphabeten.
Vielleicht muss man sich „downsi-
zen“, um das zu verstehen.
Wolf-Dieter Haberl, 3161 St. Veit

Im äußersten Fall schickt
uns Brüssel die Troika
„Wie Österreich zur Bananen-
republik verkommt“, Gastkommen-
tar von Walter Langer, 13. 6.
Bananenrepublik – was bedeutet
das für die Budgetsanierung?
Kleine Analyse gefällig? Öster-
reichs Staatsverschuldung ist zu
hoch. Also Steuern rauf oder spa-
ren. Des Finanzministers klare
Linie: Sparen statt neuer Steuern.

Den ersten Budgetentwurf
2014/15 hat Brüssel jedoch mit Ver-
weis auf neue Berechnungsmetho-
den des BIPs zurückgewiesen. Also
noch mehr sparen. Die Budget-
kürzungen der Fachministerien
bringen gerade einmal ca. ein Pro-

zent des Gesamthaushaltes. Nicht
sehr ambitioniert. Der Sparwille der
Länder und Institutionen ist noch
nicht sehr ausgeprägt. Bis die Er-
gebnisse der eingesetzten Kommis-
sionen greifen, vergehen Jahre.

Nun macht der Finanzminister
einen ungewöhnlichen Schritt: Er
setzt einen Teil der Hypo-Schulden
per Gesetz auf null. Bringt einige
Milliarden und schafft Zeit, bis Ge-
richte geurteilt haben. Konsequenz
dieses Schrittes: Ratingagenturen
drohen mit Herabsetzung der
Kreditwürdigkeit. Schulden
machen kann erheblich teurer
werden. Ob sich überhaupt noch
Geldgeber für ein Land finden, das
seine Schulden per rückwirkendem
Gesetz auf null setzt, ist darüber
hinaus fraglich.

Auf jeden Fall wird aber so ein
enormer Spardruck aufgebaut, und
das ist sehr wichtig. Man kann
wohl davon ausgehen, dass dem
Finanzminister und seinen
Spitzenbeamten diese Konsequenz
bewusst ist. Wenn alles nicht hilft,
dann übernimmt eben Brüssel die
Budgetkontrolle oder schickt uns
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Steuerreform: Das Problem im Klartext
Gastkommentar. Höchste Zeit, dass Regierung und Abgeordnete nicht ständig nur erklären, was heilige Kühe sind und
warum etwas nicht geht, sondern dass sie die von Fachleuten ausgearbeiteten Maßnahmen endlich einmal umsetzen.

VON GÜNTHER HACKL

T äglich melden sich mitt-
lerweile Regierungsmitglie-
der, Landeshauptleute und

Funktionäre von Interessenvertre-
tungen zur aktuellen Steuerdebatte
zu Wort. Die meisten dieser Wort-
spenden sind wenig hilfreich und
daher entbehrlich. Nachfolgend
wird versucht, logisch an die Auf-
gabenstellung heranzugehen und
herauszuarbeiten, wo das wahre
Problem liegt.

Ziele einer Steuerreform
Es herrscht breite Übereinstim-
mung darüber, dass Handlungsbe-
darf dahingehend gegeben ist:
I den Steuertarif für die Lohn-
steuer und Einkommensteuer zu
senken,
I die steigenden Schulden des
Staates in den Griff zu bekommen.

Bei der Gewichtung dieser bei-
den Ziele und bei der Reihenfolge
der zu setzenden Maßnahmen ge-
hen die Meinungen allerdings aus-
einander. Während der Finanzmi-
nister seine Verantwortung für die
Staatsschulden in den Vorder-
grund stellt, rufen der Bundeskanz-
ler und seine Parteifreunde nach
einer Steuerentlastung.

Beschaffung der Mittel
Fachleute haben den jährlichen
Geldbedarf für eine Tarifreform mit
4,5 bis fünf Milliarden Euro ermit-
telt. Natürlich wäre es schön, auch
für den Abbau der Staatsschulden
zusätzliche Mittel von jährlich etwa
fünf Milliarden Euro bereitstellen
zu können. Zusammengerechnet
könnten es schon zehn Milliarden
Euro sein, nach denen gesucht
wird. Geld hat ja bekanntlich kein
Mascherl.

Es bestehen folgende theoreti-
sche Möglichkeiten, diese zehn
Milliarden Euro zu finden:
I Neue Steuern erfinden oder beste-
hende Steuern erhöhen. Die pro-
minentesten Beispiele sind eine
Erbschaftssteuer und eine Vermö-
gensteuer. Jedenfalls sollte es laut
Bundeskanzler und seiner Partei,
der SPÖ, eine „Reichensteuer“
sein. Was auch sonst? Den weniger
Wohlhabenden kann man ja nichts
mehr wegnehmen.

Man kann jedoch bezweifeln,
dass es alle „Reichen“ weiter in
diesem Land aushalten, wenn sie
noch mehr zur Kasse gebeten wer-
den. Eine behutsame Erhöhung
der Grundsteuer, die legistisch und

technisch leicht umzusetzen wäre,
hätte da schon mehr Fantasie, wür-
de aber nicht nur die „Reichen“,
sondern – in deutlich kleinerem
Ausmaß – auch viele Wohnungs-
mieter über geringfügig höhere Be-
triebskosten treffen.
I Steuern umschichten. Das hieße
Begünstigungen abschaffen, um
mit den frei werdenden Mitteln
einen niedrigeren Steuertarif zu er-
möglichen. Begünstigungen, die an
erster Stelle genannt werden, sind
die Besteuerung der Sonderzah-
lungen, der Überstundenzuschläge
und anderer Zulagen sowie der Ge-
winnfreibetrag bei den Selbststän-
digen. Psychologisch wäre es vor-
teilhaft, mit niedrigeren Steuersät-
zen rechnen zu können, aber den
Steuerzahlern verbliebe insgesamt
gesehen netto auch nicht mehr im
Jahr als bisher.
I Einsparungen vornehmen. Jeder
weiß, dass Einsparungen dort am
besten wirken, wo besonders viel
Geld ausgegeben wird. Besonders
viel Geld kosten den Staat (das sind
wir) jedenfalls das frühe Pensions-
antrittsalter, Sozialleistungen, ins-
besondere im Gesundheitsbereich,
aber natürlich auch die ÖBB, die
Verwaltung, die Sozialversiche-
rungsträger und viele andere mehr.

Unter diesen drei theoreti-
schen Möglichkeiten, Mittel zu be-
schaffen, findet sich jedoch keine
einzige, die ungeteilte Zustimmung
von allen Parteien oder allen Inter-
essenverbänden erhält.

Aus Sicht der Mittelbeschaf-
fung wäre es nur logisch, einen Mix
umzusetzen – zum Beispiel Erhö-
hung der Grundsteuer, Abschaf-
fung von Begünstigungen, auch
wenn diese für viele als heilige
Kühe angesehen werden, schnel-
lere Erhöhung des faktischen Pen-
sionsalters und massive Vornahme
zahlreicher anderer Einsparungen.

Es bringt uns nicht weiter und
macht die Sache nicht besser,
wenn Politiker oder Interessenver-
bände selbst oder in Kommissio-
nen und Arbeitsgruppen immer
weiter nach Ideen und Konzepten
suchen. Also Schluss damit. Zahl-
reiche Vorschläge von Experten,
die das Thema besser beherrschen
als Politiker, liegen auf dem Tisch
und sind endlich umzusetzen.

Hervorzuheben sind die Vor-
schläge des Fachsenates für Steuer-
recht der Kammer der Wirtschafts-
treuhänder, die Vorschläge des
Rechnungshofes und insbesondere
das von Professor Karl Bruckner
entwickelte Modell eines integrier-
ten Steuertarifs, der in der Art einer
Flat Tax auch die Sozialversiche-
rungsbeiträge enthält.

Was tun Minister eigentlich?
Die Knackpunkte dieses Modells
sind die derzeit unterschiedlichen
Bemessungsgrundlagen für die So-
zialversicherungsbeiträge und für
die Steuer. Während die Sozialver-
sicherung dem Anspruchsprinzip
folgt, richtet sich die Besteuerung
nach dem Zuflussprinzip. Wider-
stand ist natürlich von den Sozial-
versicherungsträgern zu erwarten.
Dennoch wäre das Modell eine

einmalige Chance, mit einem gro-
ßen Wurf Abgaben umzuschichten
und Einsparungen zu erzielen – so-
wohl in der Verwaltung als auch
bei den Unternehmen in der Perso-
nalverrechnung.

Umsetzen ist für eine Regie-
rung natürlich viel schwieriger als –
auf niedrigem Niveau – weitere
neue Ideen hervorzubringen, wie
zuletzt den Handwerkerbonus und
die Gratiszahnspange. Beides um
bescheidene je zehn Millionen
Euro und mit beachtlichem Ver-
waltungsaufwand! Den Dienstleis-
tungsscheck und anderen Pipifax
hat man ja fast schon vergessen.

Wenn Regierungsmitglieder zu
einem Vorschlag sagen, dieser sei
„zwar gut, aber politisch nicht
durchsetzbar“, fragt man sich, was
eigentlich die Aufgabe eines Regie-
rungsmitglieds ist. Beinhaltet der
Job als Minister nicht geradezu den
Auftrag, Dinge umzusetzen?

Blockierer: Von Häupl bis Pröll
Haben die Steuerzahler und Wäh-
ler ihre Vertreter eher dafür ge-
wählt, dass sie eigene ausgefranste
Ideen zur Welt bringen oder dass
sie fundierte Vorschläge von Fach-
leuten aus der Praxis evaluieren
und umsetzen?

Jeder weiß zwar, wie es geht,
aber keiner macht es. Die Um-
setzung sinnvoller Maßnahmen
scheint derzeit unmöglich, weil
sich gegen jeden Vorschlag sofort
irgendjemand querlegt, sei die
Maßnahme sachlich auch noch so
fundiert. Meister in diesem Fach
sind der Wiener Bürgermeister Mi-
chael Häupl, der niederösterreichi-
sche Landeshauptmann Erwin
Pröll, Arbeiterkammer und ÖGB,
Wirtschaftskammer, die Sozialver-
sicherungsträger und viele andere.

Die Einzigen, die sich nicht
querlegen können – allenfalls erst
bei der nächsten Wahl – sind die
Steuerzahler. Hoffentlich vergessen
sie bis zum Wahltag nicht, welche
Maßnahmen über sie hinweg um-
gesetzt wurden. Es wäre höchste
Zeit für die Regierung und für die
dahinter stehenden Parlamenta-
rier, alle Kraft darauf zu verwen-
den, sich nicht ständig gegenseitig
in den Medien zu erklären, was
heilige Kühe sind und warum et-
was nicht geht, sondern gemein-
sam die von Fachleuten bereits
ausgearbeiteten Maßnahmen end-
lich umzusetzen.
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